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Zum polniſch⸗engliſchen Kohlenabkommen. 


In Nr. 25 26 unſerer Berichte vom 25. Oktober 1984 ſchrie⸗ 
ben wir von der Wiederaufnahme der polniſch-engliſchen Ver⸗ 
handlungen, die in erſber Linie eine Verſtändigung in der Frage 
des Kohlenerportes und in weiterer Folge den Abſchluß eines all. 
gemeinen Handelsverkrages zum Ziele halten. 

Nach einer Reihe von Konferenzen in London iſt ſchließlich 
mit der Unterzeichnung einer Denkſchrift am 6. Dezember 1934 
eine Verſtändigung hinſichtlich der Frage der Kohlenausfuhr zwi- 
ſchen den Delegationen der polniſchen und engliſchen Kohlen- 
induſtrie zuſtandegekommen. Das Inhrafltrelen des Abkommens 
iſt bedingt durch die Annahme der Verbände der beiderſeitigen 
Kohleninduſtrien. Dieſe ſteht, krotzdem ſchon zwei Monafe ver. 
gangen ſind, noch immer aus, jedoch dürfte nach den Außerungen 
in der Preſſe an der Ralifizierung keineswegs zu zweifeln ſein. 

Inzwiſchen aber ergeht ſich die Regierungspreſſe in Lobes- 
hymnen über dieſe große Tat, die einen „Sieg des gesunden 
Menschenverstandes“, einen „wirtschaftlichen Triumph Polens“ 
darſtelle. Während ſich die Oppoſilionspreſſe im allgemeinen mit 
einer fachlichen Wiedergabe und ebenſolchen Kritik begnügt, führt 
dagegen die oberſchleſiſche „Polonia“, das Blatt Korfankys, äußerſt 
ſcharſe Angriffe gegen dieſes Verſtändigungsabkommen, das nach 
Anſicht der „Polonia“ ſchwerwiegende Folgen für die oberſchle⸗ 
ſiſche Kohleninduſtrie haben werde. 

Die Lage in der Kohleninduſtrie ſei nämlich gegenwärtig be- 
reits ſehr beunruhigend. 

„Trotz der Kälte, trotz Tarifermäßigungen und Preissen- 
kungen, gestaltet sich der Inlandsmarkt immer unglücklicher 
und erstirbt langsam. Es ist dies ein Bewe’s der zunehmenden 
Verarmung. Die Bevölkerung hat kein Geld. Die großen Kon- 
zerne nutzen ihre Konventionslizenzen nicht voll aus.. Eben- 
so ungünstig gestaltet sich die Ausfuhr. Auf Grund des pol- 
nisch-englischen Abkommens müssen wir unsere Ausfuhr- 
menge um ungefähr 8 Prozent verringern, Die Industrie ist 
unter diesen Bedingungen zu Reduktionen, Ein- 
führung von Feierschichten, sich wieder- 
holenden Urlaubstagen und Produktions- 
Konzentration gezwungen. Die Beunruhigung unter den 
Arbeitern ist groß. 

Die Verantwortung für diese unglück- 
liche Entwicklung des Exportes trägt die 
Regierung und vor allem das Ministerium 
für Industrie und Handel. Es hat zum Abschluß 
des polnisch-englischen Abkommens in dem allerungünstigsten 
Augenblick gedrängt, als unsere Ausfuhr bedeutend gefallen 
war. Ebenso hat es den Verlust des irländischen Marktes auf 
dem Gewissen, Wenn unser Minister'um für Industrie und Han- 
del sich mehr mit unserer Kohlenausfuhr befassen würde und 
unsere Kohlenindustrie von den sich auf den ausländischen 
Märkten vollziehenden Wandlungen benachricht'gt hätte, so 
wäre so manche Niederlage zu vermeiden gewesen 

Die Engländer haben uns aus Irland verdrängt, jedoch aus 
Danzig haben sie sich nicht zurückgezogen.“ 


Was die Frage des irländiſchen Abſatzmarktes betrifft, ſo fei 
dieſer wie auch derjenige Südamerikas aus den Beſtimmungen 
des polniſch-engliſchen Abkommens herausgelaſſen worden. Nach 
dem Inkrafttreten des engliſch-irländiſchen Kompenſationsvertra⸗ 
ges am 1. Februar 1935 beſtehe jedoch keine Ausſicht, daß Ir⸗ 
land auch noch feine Kohlenwerträge mit, Polen verlängere, 

Mit einer ſo ſcharfen Kritik an dem erſt kürzlich geſchloſſenen 
Abkommen fteht die „Polonia“ unter den polniſchen Zeitungen 
ziemlich allein da. Im allgemeinen ſieht man, wie bereits er- 
wähnt, die Einigung als einen großen Erfolg an, der einem acht 
Jahre lang gejührten ſcharfen Konkurrenzkampf zwiſchen den 
polniſchen und engliſchen Kohleerporteuren, welcher für die Kohle- 
induſtrien beider Länder mit großen Verluſten verbunden war, 
ein Ende bereite. Der Anlaß dieſes Kampfes ſei nach Anſicht der 
„Polonia“ „die gehäss’ge deutsche Politik“ geweſen, die beab- 
ſichligt habe, die polniſche Induſtrie zugrunde zu richten. Als 
nämlich die in der Genfer Konvention vorgeſehene Zeit für die 
polniſchen Kohlelieferungen mit dem Jahre 1925 abgelaufen ge- 
weſen ſei, hätte man deutſcherſeits den Kauf polniſcher ober- 
ſchleſiſcher Kohle eingeſtellt und überhaupt jede weitere Einfuhr 
nach dem Reiche verhindert. 

„Die Deutschen hofften, daß sie damit unsere Kohlenindu- 
strie zum völligen Ruin führen, die Kohlengruben zur Arbeits- 
einstellung zwingen und auf diese Weise Arbeitslosigkeit und 
Sozialpolitische Unruhen hervorrufen würden. Alle Verständi- 
gungsversuche und Entgegenkommen polnischerseits blieben 
erfolglos.“ 

Die Enlwicklung der polniſchen Kohleninduſtrie und beſonders 
den Verlauf des polniſch-engliſchen Kohlenkrieges nahm Ingenieur 
J. Przedpelski, der Direktor der Bergbau-Geſellſchaft „Saturn“ 
und gleichzeitige zweite Vorſitzende der Induſtrie- und Handels- 
kammer in Sosnowice, zum Inhalt eines kürzlich gehaltenen Vor- 
krages. Ingenieur Przedpelski gehörte im Dezember v. J. auch 
zur polniſchen Delegation, die in London die enkſcheidenden Ver- 
handlungen geführt hat. Seinen Ausführungen feien nachſtehend 
einige Angaben entnommen. 

Im Jahre 1913 habe die Produktion der heute polniſchen Gru- 
ben 41 Millionen to, die der engliſchen Gruben 2874 Millionen 
to Kohle betragen. Davon ſeien aus dem Gebiet der heutigen 
Republik Polen und England 17 bzw. 73,4 Millionen to aus- 
geführt worden. Polen habe damals in feinen Kohlengruben 
123 367 und England 1127890 Arbeiter beſchäftigt. Nach Be- 
end.gung des Weltkrieges bis zum Jahre 1925 hätten die In- 
duſtrien der beiden Länder mik der Belieferung ihrer früheren 
Abſatzmärkte genügend zu kun gehabt. 

Bis 1925 habe Polniſch-Oberſchleſien auf Grund des Genfer 
Abkommens das Recht gehabt, bedeutende Mengen Kohle (mo- 
naklich rund 750 000 to) im Deutſchen Reiche, als ſeinem früheren 
Abſatzmarkte, abzufegen. Die Gültigkeit diefes Abkommens fei 
im Juli 1925 abgelaufen, und mit dieſem Augenblick ſchloſſen die 
Deukſchen ihre Grenzen für die polniſche Kohleneinfuhr. Dieſe 
Tatfache ſei für Polen umſo ſchwerwiegender geweſen, als fie mit 
einer Kriſe in der polniſchen Induſtrie und einer allgemeinen 
Schrumpfung des inländiſchen Kohleverbrauchs zuſammenfiel. 

Infolgedeſſen habe ſich Polen gezwungen geſehen, um jeden 
Preis Erſatz für den deulſchen Markt in überſeeiſchen Ländern 
zu ſuchen. Da der Hafen von Gdingen noch nicht beſtanden habe, 
ſei man gezwungen geweſen, Danzig als Umſchlagshafen zu be- 
nutzen. 
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„Obgleich der Danziger Hafen überhaupt nicht für die Koh- 
lenausfuhr eingerichtet war . , sind dennoch bereits im Jahre 
1925 rund 650000 to Kohle über Danzig nach den baltischen 
Ländern ausgeführt worden.“ 

Die Anfänge der polniſchen Ausfuhr ſeien außerordentlich 
ſchwierig und mit großen Opfern für die polniſchen Firmen ver- 
bunden geweſen, da ſich die ausländiſchen Abnehmer nur unker 
größter Vorſicht und Abwälzung jeglichen Riſikos auf die pol- 
niſchen Exporkeure zur Annahme von Probeſendungen einver- 
ſtanden erklärt hätten. 

In dieſer ſchwierigen Lage ſei der bedrängken polniſchen Koh- 
leninduſtrie der 7 Monate dauernde allgemeine Bergarbeiterftreik 
in England zu Hilfe gekommen. Notgedrungen häkten ſich die bis- 
herigen Abnehmer der engliſchen Kohle gezwungen geſehen, wäh- 
rend der Dauer des Streiks polniſche Kohle zu beziehen. 

„Diese Zeit hatte genügt, um in den Staaten, die aus Po- 
len Kohle einführten, die Überzeugung zu festigen, daß die 
polnische Kohle gut ist und in den meisten Fällen den An- 
sprüchen der Verbraucher englischer Kohle genügte. Unter 
diesen Umständen wurden aus Polen im Jahre 1926 auf dem 
Seewege 7,3 Millionen to ausgeführt.“ 

England habe dieſe plötzlich entftandene Konkurrenz nicht ernſt 
genommen, ſchon allein deshalb, weil zwei wirtſchaftlich ent- 
ſcheidende Faktoren für den engliſchen gegenüber dem polniſchen 
Kohlenhandel ſprachen: 1. die engliſchen Kohlengruben liegen viel- 
fach dicht an den Seehäfen, während in Polen die Kohle erſt 
über eine Strecke von rund 650 km mit der Eiſenbahn befördert 
werden müſſe, und 2. hätten die engliſchen Kohlenkransporkſchiffe 
immer auch Rückfracht, während dieſe den polniſchen Schiffen 
fehle. Wenn Polen in der folgenden Zeit trozdem den Konkur- 
renzkampf wider engliſches Erwarten aufgenommen habe, fo des- 
halb, 

„weil die Kohlenausfuhr für Polen eine 
staatliche, wirtschaftliche und soziale Not- 
Wendigkeit war. Die Engländer zogen nicht in Betracht, 
daß ohne Kohlenausfuhr Polen kein Gleichgewicht der Han- 
delsbilanz erreichen und nicht die These vertei- 
digen konnte, daß der Besitz der Meeres- 
küste Polen notwendig sei und hätte schließ- 
lich der großen Anzahl von Bergarbeitern keine Beschäfti- 
gung geben können, Wel kann derjenige, welcher muß. 

Um wenigstens teilweise den riesigen Unterschied in der 
Entfernung der polnischen Gruben vom Meere im Verhältnis 
zu den englischen Gruben auszugleichen, kam die polnische 
Regierung der Kohlenausfuhr zu Hilfe, indem sie für die Be- 
förderung der Ausfuhrkohle nach den Häfen besonders niedrige 
Frachttarife festsetzte, da ohne diese Unterstützung eine Aus- 
fuhr poln'scher Kohle völlig unmöglich gewesen wäre.“ 

Die im Jahre 1927 unternommenen Verſtändigungsverſuche 
hätten ein völlig negatives Ergebnis gezeitigt und nur eine ver- 
ſchärfte engliſche Kampfanſage zur Folge gehabt. So ſeien bei- 
ſpielsweiſe die engliſchen Gruben mit dem Preiſe für Ausfuhr- 
kohle von urſprünglich 18 sh fob je to in der Zeit des heftigſten 
Kampfes auf 13 sh herunkergegangen, was bei einer jährlichen 
Ausfuhr von rund 40 Millionen to eine Mindereinnahme von 
rund 10 Millionen E zur Folge gehabk hätte. 

Einen bedeutenden Vorſprung habe die engliſche Induſtrie 
dann 1981 durch die Abwerkung der engliſchen Währung ge- 
wonnen. 

Dem allen habe Polen nur eines entgegenftellen können: eine 
noch billigere Kohlenlieferung als die engliſche Induſtrie. Man 
fei mit der dauernden gegenſeitigen Unterbiefung ſchließlich fo 
weit gegangen, daß nach einigen Jahren die Kohlenverkaufspreiſe 
bedeutend niedriger geweſen ſeien als die eigenen Geftehungs- 
koften, ohne Berückſichtigung der allgemeinen Unkoſten und der 
Amorlkiſation. 

„Im Jahre 1934 betrug der Preis für Stückkohle (ohne 
Schutt und Grus) im Durchschnitt loco Waggon Grube 7 Zloty 
für 1 to, während dagegen der Förderungspreis für eine to 
unsortierter Kohle, also mit Schutt zusammen, durchschnitt- 
lich im ganzen Kohlenrevier mehr als doppelt so hoch war, 
wobei weder Amort'sation noch die Schuldenverzinsung be- 
rücksichtigt ist. 


Diese Kalkulation stellt sich für unsere Ausfuhrindustrie 
umso tragischer dar, als das Verhältnis der auf dem Seewege 
ausgeführten Kohle zu der im Inlande für den Eigenbedarf 
zu besseren und sich rentierenden Preisen abgesetzten ein 
sehr bedeutendes ist und in der letzten Zeit dauernd noch 
weiter anstieg, einerseits wegen der zunehmenden Def zitaus- 
fuhr und andererseits wegen des sich ständig verringernden 
Inlandabsatzes zu verhältnismäßig günstigen Preisen. Im Jahre 
1934 betrug für die gesamte Kohlenindustrie das Verhältnis 
der Defizitausfuhr zu der im Inlande abgesetzten sogenannten 
Lizenzkohle 75% zu 35%.“ 

Berückſichtige man auch noch die vom Staate gezahlten Aus- 
fuhrprämien von 5 Zloty je to, fo überſchreiten die Koſten dieſes 
über 7 Jahre dauernden Kohlenkrieges, nach einer ungefähren 
Schätzung der „Polonia“, um mehrere hundert Millionen eine 
Milliarde. Trotzdem habe Polen dieſen Kampf nicht aufgeben 
können, weil dieſe Ausfuhr mehreren zehntaufend Arbeitern Be- 
ſchäftigung gegeben und dem Staate jährlich über 100 Millionen 
Zloty Deviſen eingebracht habe. Dann aber 

„verdankt in der Hauptsache gerade der polnischen Kohlen- 
ausfuhr seine Entstehung, Existenz und Entwicklung der Gdin- 
gener Hafen, der der Stolz und Liebling unseres Volkes ist. 
In starkem Maße haben wir dank der Koh- 
lenausfuhr der ganzen Welt bewiesen, daß 
der Besitz der Meeresküste und der Hä- 
fen Gdingen und Danzig eine unumgäng- 
liche Notwendigkeit für Polen ist, da wir 
bereits im Verlaufe des ersten Jahrzehn- 
tes, in dem wir den Küstenstreifen be- 
saßen, aus dem dahinvegetierenden Dan- 
zig und dem kleinen Fischerdorf Gdingen 
die hinsichtlich des mengenmäßigen Um- 
schlags größten Häfen der Ostsee gemacht 
haben.“ 

„Wir haben uns so lange verteidigt“, — ſchreibt J. W. 
(Wendel) im „Kurjer Poranny“ zum Abſchluß der über drei Jahre 
dauernden Kohlenverhandlungen — „bis wir den Steg erran- 
gen . . . Dieser Sieg muß uns erfreuen nicht nur infolge der 
unmittelbar damit verknüpften Vorteile. Wer dürfen uns dar- 
über freuen, weil wir damit erneut die Kraft unseres Wirt- 
schaftsorganismus unter Beweis gestellt haben, genau so, wie 
wir sie während des Zollkrieges mit dem Deutschen Reiche, 
im Kampf um die Aufrechterhaltung unserer Währungsstabili- 
tät, der aktiven Handelsbilanz und auf vielen anderen Ge- 
bieten des Wirtschaftslebens bewiesen haben, die Stärke, d’e 
uns die Gewähr für eine günstige Entwicklung von Wirtschaft 
und Wohlstand in der Zukunft gibt.“ 

Die plötzliche Umſtellung, die der polniſche Kohlenhandel mit 
dem Jahre 1926 von der Ausfuhr auf dem Schienenwege auf den 
ſeewärtigen Export erfuhr, zeigen die Zahlen für den prozentualen 
Anteil der polniſchen Kohlenausfuhr nach den an Polen an- 
grenzenden Ländern. Dieſer betrug im Jahre 1924 — 97,8 %, 
1926 — nur noch 30,3 %, 1930 — 28,8 %, 1981 — 22,5 %, 1932 
19,7%, 1933 — 16,2 %; analog dazu ſei die Ausfuhr auf dem 
Seewege nach den nord- und weſteuropäiſchen ſowie überſeeiſchen 
Abſatzmärkten im gleichen Zeitabſchnitt von 2,2% auf 794% 
angeſtiegen. 

In der Geſamkausfuhr ſpricht die polniſche Preſſe zwar von 
einem dauernden Anſteigen der polniſchen Ausfuhr, die angeblich 
auf Koſten der engliſchen Kohle gegangen fein ſoll. Die ange- 
führten Zahlen zeigen jedoch in den letzten Jahren bei beiden ein 
verhältnismäßig beinahe gleich ſtarkes Zurückgehen. Nach der 
„Codzienna Gazeta Handlowa“ habe die polniſche bzw. engliſche 
Kohlenausfuhr befragen: 


Inifche Ausfuhr Englische Ausfuhr 

3 in Millionen Pr 5 
1927 6,1 511 
1928 ZA 50,1 
1929 8,0 80,3 
1930 8,2 54,9 
1931 10,27 42 
1932 7,9 38,9 
1983 7,6 39,1 

1934 8,4 40 


Bedeutend aufſchlußreicher find dagegen die in einer Danziger 
Zeitung angegebenen Zahlen, die den Rückgang der polniſchen 
Kohlenausfuhr nach den nordiſchen Ländern aufzeigen und in 
denen deutlich die Zurückgewinnung dieſer Abſatzmärkte für die 
engliſche Kohle zum Ausdruck kommt. 

Der polniſche Export betrug in 1000 to nach: 


Dänemark Norwegen Schweden Finnland Lettland 


1929 1871 607 2.676 450 471 
1930 1750 728 2918 450 642 
1931 1925 %8 3 090 592 455 
1932 1422 842 2810 348 110 
1933 739 793 2352 402 8 
1934 189 206 1379 152 11 


(Dazu vergl. Ar, 3236 der „Oftland-Berichte” vom 5. 10. 
1934.) 


Bei der Feſtlegung der polniſchen Ausfuhrquote während der 
Warſchauer und Londoner Verhandlungen ſchwankken die gegen- 
ſeitigen Forderungen zwiſchen 18 und 23 5 der engliſchen Aus- 
fuhrmenge. Man habe ſich beſonders unter Berückſichtigung der 
Zahlen für die letzten drei Jahre dahin geeinigt, daß die pol⸗ 
niſche Ausfuhr rund 19,5 % der engliſchen 


betragen ſolle. Dieſes Verhälknis beziehe ſich lediglich auf 


die von Polen über See gehenden Kohlentransporte, während die 
auf dem Eiſenbahnwege nach europäijhen Ländern erfolgenden 
Sendungen, ſowie die Bunkerverkäufe nicht einbegriffen ſeien. 

Mengenmäßig werde auf Grund dieſes Abkommens, deſſen 
Geltungsdauer dem polniſchen Wunſche gemäß auf 3 Jahre feft- 
geſetzt wurde, Polen im Jahre 1935 1 Willion to Kohle weniger 
ausführen dürfen. Als Aquivalenk dafür gewinne die polniſche 
Kohleninduſtrie die Möglichkeit einer Verbeſſerung des Export- 
preiſes, deſſen niedriger Stand zum Schaden der polniſchen bzw. 
engliſchen Erzeuger lediglich den fremden Verbrauchern zugute 
gekommen ſei. Diefe Möglichkeit ſei aber von einem ſehr wejent- 
lichen Faktor abhängig, nämlich von der Einigung mit dem Deuf- 
ſchen Reiche, als dem dritten europäifhen Kohlenexporkeur. Denn 
nach dem Ergebnis des Jahres 1933 habe England 39 Millionen 
to Kohle (faſt 19 % feiner Produktion), das Deutſche Reich — 18,4 
Millionen to (18 % ſeiner Produktion) und Polen — 9 Mil: 
lionen to (33 % feiner Produktion) ausgeführt. So lange daher 
nicht auch mit dem Deutſchen Reiche eine Verſtändigung erzielt 
ſei, könnten die Kohlenpreiſe nicht weſentlich erhöht werden, da 
dann die deutſche Kohleninduſtrie die Möglichkeit hätte, zu nie- 
drigen Preiſen größere Mengen abzuſetzen. 

Als ein polniſcher Erfolg in dieſem Abkommen werde auch 
noch die Verpflichtung Englands angeſehen, in Zukunft keinerlei 
Verhandlungen in der Kohlenfrage mit irgendeinem Partner zu 
führen, ohne ſich vorher mit der polniſchen Kohleninduſtrie dar- 
über verſtändigt zu haben. 

Die Wirtſchaftszeilſchrift „Polska Gospodarcza“ ſchließt ihre 
Betrachtungen über dieſes Thema wie folgt: 

„Das wicht'gste ist jedoch, daß die polnische Kohlenindu- 
strie vollkommen ihren Standpunkt gewahrt hat, nämlich, daß 
die polnische Kohlenausfuhr ein beständiges Element im zwi- 
schenstaatlichen Wirtschaftsverkehr darstellt, und daß mit die- 

sem Faktor alle Kohleerzeuger rechnen müssen, sowie die Tat- 
sache, daß die polnische Kohlenindustrie sich auf Grund dieses 
Abkommens alle Entwicklungsmöglichkeiten für die Zukunft 
offengehalten hat.“ 


[,„Polska Gospodarcza“, Heft 50, vom 15. 12. 1934; „Co- 
dzienna Gazeta Handlowa“ vom 1., 10., 23.—27. Dezember 
1934 und 27.—28. Januar 1935; „Polonia“ vom 11. und 
12. Dezember 1934 und 9., 20. und 24. Januar 1935; 
„Iustrowany Kuryer Codzienny“ vom 10. 11. und 20, 12. 
1934; „Gazeta Polska“ vom 16. 12. 1934 und 6. 1. 1935; 
„Kurjer Warszawski“ vom 7. 12. 1934 und 10. 1. 1935; 
„A. B. C.“ vom 8. und 11. 12. 1934; „Kurier Lödzki“ vom 
1. 12. 1934; „Kurjer Poranny“ vom 9. 12. 1934; „Gazeta 
Gdanska“ vom 16. 1. 1935; „Danziger Tageblatt“ vom 
14. 12. 1934. 
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dur Neuorganiſierung des Genoſſenſchaſtsweſens 
in Polen. 


Auf Grund der in dem neuen polniſchen Genoſſenſchaftsgeſetz 
enthaltenen Neuerungen und gemäß den von dem Staatlichen 
Genoſſenſchaftsrat ausgearbeiteten Richklinien, ging man Ende 
1984 an deren Durchführung und die Reorganiſation der gefam- 
ten Genoſſenſchaftsbewegung heran. Dieſe Arbeit, die noch län- 
gere Zeit in Anſpruch nehmen werde, ſolle nicht das Weſen der 
einzelnen Genoſſenſchaften, ſondern die Grundſätze hinſichklich der 
Organiſation der Revifionsverbände, welche Genoſſenſchaften ver- 
ſchiedenſter Ark umfaſſen, zum Ziele haben. . 

Es beſtanden bisher in Polen insgeſamt 23 Verbände, die 
rund 11800 Genoſſenſchaften umſaßten. Einzelne dieſer Verbände, 
wie beiſpielsweiſe der Verband der Wohn- und Wohnungsbau- 
genoſſenſchaften, der Verband der Konſumgenoſſenſchaſten (wenn- 
gleich nicht in vollem Umfange) waren reine Fachverbände, da- 
gegen umfaßten andere verſchiedene Genoſſenſchaftstypen, wie: 
landwirtſchaftliche, Konſum-, Kredit-, Molkerei-, Wohnungs- u. a. 
Genoſſenſchaſten mehr. 

„Nach der gemäß den Richtlinien des Staatlichen Genossen- 
schaftsrates durchgeführten Reorganisation wird es nur noch 
Verbände geben, die entweder enen Genossenschaftstyp um- 
tassen, der mit den verschiedenen Bevölkerungsgruppen ar- 
beitet, oder auch Genossenschaftsverbände, die inmitten einer 
Bevölkerungsgruppe arbeiten und dann verschiedene Genos- 
senschaftstypen umfassen; mit anderen Worten Spezial- und 
Standesverbände.“ 

Auf Grund der Ende 1084 vom Finanzminiſter erlaſſenen 
Verordnungen, die den Forderungen des Genoſſenſchaftsrates 
Rechtskraft gaben, hätten von den bis dahin beſtehenden 23 Ver- 
bänden 3 ihr Reviſionsrecht mit dem 10. November 1934 und 2 
weitere dieſes Recht mit dem 31. Dezember 1934 verloren. Von 
den übrigbleibenden 18 Verbänden hätten 9, die bisher zu den 
Vereinigungen „Maja“ und „Zjednoczenie“ gehörken, ſich zu dem 
die ganze Republik umfaſſenden Verband landwirtſchaftlicher Ge- 
noſſenſchaften zuſammengeſchloſſen. 

Dadurch würden nach der Reorganifation der Verbände der 
Geſamtzahl Genoſſenſchaſten nur noch 11 Verbände mit einem 
genau umgrenzten Tätigkeitsgebiet angehören. 

„Die polnischen Genossenschaften werden anstatt wie bis- 
her in 12, in Zukunft nur in 5 Verbände zusammengefaßt sein. 
Es sind dies: Der Verband der landwirtschaft- 
lichen und erwerbswirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften der Republik Polen. Er wird 
5500 Erzeugungsgenossenschaften umfassen, d’e hauptsächlich 
unter der landwirtschaftlichen Bevölkerung arbeiten, darunter 
sind 2900 Stefczyk-Kassen, 1000 Molkereien, 700 allgemeine 
Kreditgenossenschaften, 800 Ein- und Verkaufsgenossenschaf- 
ten u. a. m. 

Der Verband der Lebensmittelgenossen- 
schaften der Republik Polen, der rund 1000 
Lebensmittel- und andere Konsumgenossenschaften mit Aus- 
nahme der Wohnungsgenossenschaften umfaßt; 

Der Verband der Genossenschaften und 
Arbeitsvereinigungen der Republik Polen 
umfaßt insgesamt 400 Genossenschaften, darunter 200 Wohn- 
und Wohnungsgenossenschaften, 190 Arbeiter-Spar- und Dar- 
lehns-Genossenschaften und 10 Arbeitsgenossenschaften. 

Zum Verbande der Militärgenossenschaf- 
ten gehören 260 Militär-Konsum-Genossenschaften, 

Der Wolhynische Genossenschaftsverband 
„Hurt“, mit dem Sitz in Luck, betreut gebetsmäßig die land- 
remain: Genossenschaften der Wojewodschaft Wol- 

ynien. 

Die Genossenschaften der nationalen Minderheiten werden 
statt der b’sherigen 11 nur noch 6 Verbände haben, je 2 für 
jede Nationalität. Die ukrainischen und weißrussischen Genos- 
senschaften sind in dem Revisionsverbande der 
ukrainischen Genossenschaften und im Re- 
visionsverband der weißrussischen Genos- 
senschaften, mit dem Sitz in Lemberg, zusammengefaßt. 
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Zu diesen beiden mit dem Revisionsrecht ausgestatteten Ver- 
bänden gehören auf dem Gebiete der Wojewodschaften Lem- 
berg, Stanislau und Tarnopol 3000 verschiedenartige, in der 
Mehrzahl jedoch landwirtschaftliche Genossenschaften. Die 
deutschen Genossenschaften grupp’eren sich um den Ver- 
band deutscher Genossenschaften in Polen 
mit dem Sitz in Posen und dem Verbande 
ländlicher Genossenschaften der Wojewod- 
schaft Pommerellen mit dem Sitz in Graudenz. 
Nach der Übernahme der Genossenschaften aus den beiden 
sich in Liqu‘dation befindlichen Verbänden in Lodz und Posen 
werden diese beiden Verbände rund 900 landwirtschaftliche, 
hauptsächlich Molkerei- und Kreditgenossenschaften, umfassen, 

Die jüdischen Genossenschaften sind im Verband 
der jüdischen genossenschaftlichen Insti- 
tute und dem Verbande der jüdischen kauf- 
männischen genossenschaftlichen Vereini- 
gungen zusammengeschlossen, die zusammen über eine An- 
zahl von rund 800 jüdischen allgemeinen Kred'tinstituten ver- 
fügen. 

In allgemeinen Zahlen werden die polnischen Genossen- 
schaften 7 100 Genossenschaften und die Verbände der natio- 
nalen Minderheiten 4700 Genossenschaften umfassen.“ 

Inzwiſchen hat der nunmehr größte Nevifionsverband, nämlich 
der Verband der landwirtſchaftlichen und erwerbswirkſchaftlichen 
Genoſſenſchaften der Republik Polen, mit dem 25. Januar 1935 
feine Tätigkeit aufgenommen, nachdem am Tage vorher die Vor- 
ſtands- und Aufſichtsralswahlen ſtattgefunden hatten. Es iſt dies 
der erſte große Revifionsverband, der nach den vom Staatlichen 
Genoſſenſchaftsrat ausgearbeiteten Richtlinien den Tätigkeitsbe⸗ 
reich von bisher 9 Nevifionsverbänden übernimmt, 

„Der neue Verband bildet eine mächtige Wirtschaftsorgani- 
sation und symbolisiert damit die so erwünschte Einheit der 
polnischen Genossenschaftsbewegung.“ 

Den vereinigten Genoſſenſchaften ſei dabei infolge der ſehr 
liberal gehaltenen Vorſchriften des Stakutes voller Einfluß auf 
die Richtung und Arbeitsergebniſſe des neuen Verbandes gewähr- 
leiſtet. Die Konſolidierung der Genoſſenſchaftsbewegung werde 
genau nach den vom Staatlichen Genoſſenſchaftsrat gegebenen 
Richtlinien auf Grund des novelliſtierten Genoſſenſchafksrechtes 
durchgeführt. 

Aus der Talſache heraus, daß die Reorganifation der Ge- 
noſſenſchaftsarbeit unter Einfluß und ſtarker Anteilnahme ſtaat⸗ 
licher Stellen durchgeführt wird, ſei auf der 1. Tagung des neuen 
Verbandes am 24. Januar d. Js. beſonders den Ausführungen 
des Vizefinanzminiſters Lechnichi über die Notwendigkeit der 
Konjolidierung des polniſchen Genoſſenſchaftsweſens und die Auf- 
gaben, die des neuen Verbandes der landwirtſchaftlichen Ge- 
noſſenſchaften harrien, großes Intereſſe enlgegengebracht worden. 

Der Vizeminiſter wies darauf hin, daß es heute noch immer 
Kreiſe gäbe, die die große Bedeutung des Genoſſenſchaftsweſens 
nicht genügend würdigten. Andererjeits habe im Zuſammenhang 
mit der allgemeinen Wirkſchaftskriſe auch die genoſſenſchaftliche 
Idee eine Kriſe durchmachen müſſen, die fie jedoch ſiegreich über- 
ſtanden habe. Das äußere Zeichen dieſes errungenen Triumphes 
fei die Gründung des neuen Verbandes, der alle polniſchen land- 
wirkſchaftlichen Genoſſenſchaften umfaſſe. Weil die Regierung, 
durch deren Initiative man an die Neuorganiſierung herangehe, 
die Bedeutung dieſer Arbeit voll einſchätze, könne der Verband 
mit der weitgehendſten Unterſtützung von Seiten der Regierung 
rechnen. 

Die neue Arbeitsperiode der landwirlſchaftlichen Genoſſenſchaf⸗ 
ten beginne in einer für die polniſche Landwirtſchaft außerordent⸗ 
lich ſchweren Zeit. Die fortbeſtehende Tendenz zum Abfinken der 
Weltmarkbpreiſe für Agrarprodukte und die zunehmenden Be- 
ſchränkungen des Abſahes von Vieherzeugniſſen werden noige- 


drungen ein noch weiteres Abſinken der Preiſe für landwirt- 
ſchafkliche Erzeugniſſe in Polen zur Folge haben. Alle dieſe 
Schwierigkeiten mit überwinden zu helfen, werde eine der großen 
Aufgaben des Verbandes ſein. 

„Aus diesem Grunde erscheint mir, daß auf Grund der ge- 
sammelten Erfahrungen besonders die Arbeitsdiszi- 
plin, das Verantwortungsbewußtsein der 
Leitung und ein schrittweises und mag 
volles Heranwachsen des genossenschaft- 
lichen Lebens als die Richtlinien für die kom- 
mende Zeit zu gelten haben. 

Was dagegen die praktischen Aufgaben betrifft, so treten 
sie auf folgenden Gebieten vollkommen deutlich hervor: 

1. Hinsichtlich des Kreditapparates — eine inten- 
sive Tätigkeit, um das Vertrauen zu dem Kreditgenossen- 
schaftswesen wieder herzustellen. Die Lage auf diesem Ar- 
beitsabschn'tt ist nicht schlecht. Das Genossenschaftswesen hat 
im Gegenteil seine Lebensfähigkeit bewiesen. In dieser Arbeit 
muß man sich jedoch unbedingt zum Ziel und zur Richtlinie 
nehmen, daß das Dorf seine bescheidenen Kapitalisationspro- 
zesse vor allem mit Hilfe der Genossenschaften durchführen 
müsse. 


2. Das zweite Geb’et ist das der Absatzorganisa- 
tion, besonders für die Vieherzeugnisse. Hier hat das letzte 
Jahr die erwünschte Verbesserung gebracht. Die Milchmenge, 
die in den Molkereigenossenschaften durch die Zentrifugen 
ging, hat überall bedeutend zugenommen, die Qualität hat sich 
im allgemeinen überall verbessert; die Verringerung der 
Spanne zwischen den Not'erungen für dänische und polnische 
Butter und für dänische und polnische Eier wird der Land- 
wirtschaft durch entsprechende Organisation selbst bei so 
niedrigen Preisen d'e zusätzlichen Einnahmemillionen bringen. 

3. Am schlechtesten ist das sogenannte landwirt- 
schaftliche Handelsgenossenschaftswesen 
durch die Krise gekommen, das seine Umsätze auf den trüge- 
rischen Glauben einer unbedingten Dauerhaft'gkeit der gün- 
stigen Nachkriegskonjunktur für die Landwirtschaft aufbaute 
und erweiterte. Das polnische Genossenschaftswesen hat hier 
einen Fehler begangen, den das ukrain'sche Genossenschafts- 
wesen gleichzeitig zu vermeiden wußte. 

Es hatte den Anschein, als ob das polnische Dorf imstande 
sein würde, gleichzeit'g zweien Genossenschaftszweigen die 
Existenz zu sichern: dem Lebensmittel-Genossenschaftswesen, 
das die Bevölkerung mit den wichtigsten Produkten des täg- 
lichen Lebens versieht, und e'nem Genossenschaftswesen, wel- 
ches das Land mit Kunstdünger, landwirtschaitl'chen Maschinen, 
Saatgut, Baumaterialien u. ä. m. versorgt. Das Leben hat diese 
Rechnung unbarmherzig durchgestrichen und nur dieien'gen 
Institute bestehen lassen, welche die Beständigkeit ihrer Um- 
sätze auf die Waren des notwendigsten Gebrauchs, wie Salz, 
Petroleum, Zucker, Streichhölzer, Tabak aufbauten, Waren 
also, d’e 70% der Barausgaben der Landbevölkerung aus- 
machen und kein Geschäftsrisiko enthalten, da ihre Preise vom 
Staat normiert werden. 

Überall’ da, wo man den eigentlichen Geschäftsbetrieb der 
Genossenschaften auf diese Lebensmittel aufgebaut hat, und 
als Ergänzung Produktionsmittel hielt, überstanden die Ge- 
nossenschaften siegreich die Krise und zeigen eine Zunahme 
der Umsätze, ohne ihre Mitglieder zu zusätzlichen Leistungen 
heranzuziehen oder gar zum Zusammenbruch zu führen, Und 
hieraus läßt sich auf die Richtlinien für die Zukunft oder zu- 
mindest für die Arbeit der nächsten Zukunft schließen.“ 

„ Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 30. 11., 29. 12. 1934 
und 24. 1. 1935; „Polska Gospodarcza“, Heft 5, vom 

2. 2. 1938. 
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